




Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan 180 
- Oberstraße - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 13.10.1976 Es gilt die BauNVO 1969 

1. Art der baulichen Nutzung 

Gemäß 7 (2) Nr. 7 der BauNVO sind sonstige Wohnungen nur oberhalb des 4. Obergeschosses 
zulässig. Gemäß §7 (4) der BauNVO sind in Geschossen, die an begehbaren Verkehrsflächen 
liegen, nur die in Abs. 2 Nr. 2 genannten Nutzungsarten sowie sonstige Läden zulässig. 

Die gemäß § 4 (3) Nr. 4-6 der BauNVO vorgesehenen Ausnahmen werden gemäß § 1 (4) der-
selben Verordnung nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

Gemäß § 21a (1) der BauNVO werden in dem WA VIII g-Gebiet und in dem an das WA VIII g-Ge-
biet anschließenden vorgesehenen viergeschossigen Baukörper Garagengeschosse in sonst an-
ders genutzten Gebäuden auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse nicht angerechnet, wenn sie 
mindestens 12 m hinter den an der Oberstraße festgesetzten Baugrenzen errichtet werden. 

Gemäß § 21a (4) der BauNVO bleiben in dem Gebiet WA VIII g-Gebiet und in dem an das WA  
VIII g-Gebiet anschließenden vorgesehenen viergeschossigen Baukörper bei der Ermittlung der 
Geschoßflächen die Flächen für Stellplätze und Garagen in Vollgeschossen oberhalb der Gelän-
deoberfläche unberücksichtigt, die mindestens 12 m hinter den an der Oberstraße festgesetzten 
Baugrenzen liegen. 

Gemäß § 21a (5) der BauNVO sind die zulässigen Geschoßflächen um die Fläche notwendiger 
Garagen, die unter der Geländeoberfläche hergestellt werden, zu erhöhen. 

2. Baugestaltung 

Um ein gestalterisch befriedigendes Gesamtbild der Bebauung und eine angemessene Durch-
grünung der Wohnhöfe zu erreichen, werden gemäß der 3. Verordnung zur Änderung der 1. Ver-
ordnung zur Durchführung des Bundesbaugesetzes (BBauG) vorn 21 .4.1970 folgende Fest-
setzungen über die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen und die Außenanlagen Bestandteil 
des Bebauungsplanes. 

a) Außenwände 
Die Außenwände sämtlicher Gebäude, außer denen die als Baudenkmal gekennzeichnet sind, sind 
in Ziegelverblendbauweise auszuführen. Andersartige Fassadenteile sind zulässig. wenn sie sich 
dem Baukörper gestalterisch einordnen. Auf der als MK IX g ausgewiesenen Fläche ist eine Ver-
blendbauweise in anderen Materialien zulässig. Wohn- und Schlaffräume am Nordostrand der Be-
bauung sind durch besondere bauliche Vorkehrungen gegen Lärmimmissionen von der geplanten 
Verkehrsstraße zu schützen. Die Höchstwerte gem. DIN 18005 (Vornorm) dürfen nicht überschrit-
ten werden. 

b) Dächer 
Die Dächer der Tiefgaragen sind zu begrünen; ein Anteil von ca. 35% kann für die Anlegung von 
Zufahrten und Wegen sowie Sitz- und Spielflächen befestigt werden. Dachaufbauten, insbeson-
dere für technische Einrichtungen, sind in ihrer Form einwandfrei in den Baukörper einzuordnen, 
ggf. durch eine besondere Gestaltung. 

c) Außenanlagen 
Einfriedungen sind allgemein nicht zulässig. Zur Abfangung von Höhenunterschieden sind als Aus-
nahme Stützmauern bis zu einer Höhe von 1,00 m zugelassen. Hochwasserschutzmauern sind in 
der für den Hochwasserschutz erforderlichen Höhe zulässig. Zur Sicherung des im WA-Gebet am 
Obertor vorgesehenen Kindergartens und des Stadtarchivs (Oberstraße 15) sowie des Parkhauses 
Horten sind Einfriedigungen als Ausnahme zulässig. 





Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 430 
- Kernstadt (Vergnügungsstätten) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 02.06.2003 Es gilt die BauNVO 1990 

Art der baulichen Nutzung 

Von den unter § 6 Abs. 2 Nr. 8 und § 7 Abs. 2 Nr. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) aufgeführten 
Vergnügungsstätten sind 
- Spielhallen und andere Unternehmen im Sinne der §§ 33d und 33i der Gewerbeordnung und 
- Einrichtungen, deren Zweck auf Darstellungen und Handlungen mit sexuellem Charakter, ins-

besondere der Schaustellung von Personen im Sinne des § 33a Gewerbeordnung, ausgerichtet ist, 
gem. § 1 Abs. 9 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

Eine Erweiterung der bestehenden Unternehmen ist um bis zu 20% der Bruttogrundfläche gem.  
DIN 277 zulässig. 

Die vorgenannten Nutzungen können ausnahmsweise ab dem 1. Obergeschoß zugelassen werden, 
wenn 
- die Wohnruhe in der näheren Umgebung nicht gestört wird, 
- denkmalgeschützte Bauwerke, Ensembles und Plätze in der näheren Umgebung nicht beein-

trächtigt werden und 
- o. g. Betriebe im Gebäude oder in der näheren Umgebung nicht vorhanden sind. 

Unter näherer Umgebung sind die straßenseitig angrenzenden und die straßenseitig gegenüber-
liegenden Grundstücke zu verstehen. 

Wohnungen sind ab dem 1. Obergeschoß gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO in Verbindung mit  
§ 7 Abs. 2 Nr. 7 der BauNVO generell zulässig. 




